
f.) 

2. Beiblatt Beiblatt zur·Parl~entskorrespondenz. 4., April 1951. 

24t1. Anfrap. 

der Abg. Dri P f c i f G I' Dr. Gas s ~ 1 i eh, Dr, S tUb e I' 

und Genossen 

ande11 Bundesminist.cr f'ü.r Inneros, 

betr::;ffend das Bund(:sgr;s ",tz vom 18.6.1931 über Vo1k~b(;gehren auf Grund der 

Bund C' B.V erf as sung • / 

-.-.-.-
Am 15.11.1950 beantragte Abg. Dr\. Pfeifer im Finanz ... un~ Budgetaussohuss 

bei B~ratung des Kapitels Inneres eine Entsch1icssu11gt durch wel,che die 
Bundüsr,:gic:rung :,:rsucht ,verden sollte • das Bundesg~s9tz vom' 16.6_1931, 
BGB1.Nr. 181 ,über. Volksbegehren auf Grund der Bundosvör.fassung der heu­
tigen R~chts lagG anzupas sen, weil 'dieses Gesetz auf dasnioht mehr geltende 
Bürg.:rlistengcse:tz Bezug nimmt. DiDser Antrag . wurde mit der Begril.ndung ab ... 
gelc:hnt, dass das 'Gesetz auch ohne text1iohe.Ändol'Ungsinngemäss anwendbar 
sei. ., . \ 

Nooh ein'ir Meldurig der nSalzbur~er Nachrichten" vom 2~4.l.J. soll 
das I lUlOnminist crium den Standpunkt einnehmen, 4ass das s",ähnt e 'Bundes­
'gestz übor Volksbegehren nioht mehr in Geltung steht. Der Präsident des' 
Verfas sungsgcrichtshofes, Unj.v. Prof. Dr. AdatnO,"t!.oh. hat j ~doch das Volks­
begehren ... Gesetz von 19.:31 in seiner Gesetzessammlung "Die, Bundesverfassungs­
ges:. tzc saxnt Ausführungs- und Nebl'ingesetzen" ,7,. Auflagefa1s' ,geltendes 
Gesr.tz aufgenop:nncn und nut' zu § 11 des Gesetzes angemerkt, dass dieser 
Paragraph dem neu8n Rüchtszust'and. angepasst. we.rden mUsste. " 

. So wül1sehensVfE:rtdcr Rechtsklarheit wegen eine Anpassung der §§ 3 und 
11 dos erwähnten Ges ctz'~;s an den heutigen Rcchts'zusta.!1d is,t,. so lässt. sich 
das niemals aus drüokl ich aufgehobene Gesetz (f 9 ABGB) bei sinngemässer 
Auslegung ~ohl auch heute noch anwenden. Man mUss nur unter der IIBürgerliste" 
das praktisch an ihre Stelle getretene, nach den B~stimmu1'lgen der Nation:al ... 
l'atswahlorclnungangelegte und abgeschlossene Wählervf)rzeichnis verst,ehen. 
Diese sinngülnäss~AusL)gung ergibt siohzwingend aus Art. 46 Abs. 2B. -VG .. 
Auf jeden Fal~ muss man sich aber entwc'derfül:' die sinngemässe Auslegung 
oder für einc Novcllierung dcsAusführungs8qs(;tz~s e1'1tschli,:ssen, "ill man 
nicht ein vcrfassungsgcsGtzliohgcwährleistetes Volksrechtan formalen 
Bcdenken und Untätigkei,t der berufenen Stellen scheit0rnlassen. 

Die gefertigten Abgeordneten stellen daher an den Herrn Bundesminister 
filr 11111(';rC$ die . 

) 

A 1'1 f ra g e·: 
1.) Il?t dC'1" Harr Bundesminister der Ansicht, dass das Bundesgesetz. vom 

16,6.19~1, BGBLNr. 181, üb3r Volksbegehren. auf Grund' der BundesvDrfassung 
heute noch sinngümäss anwendbar ist? . . .. 

- 2F) Ist der ,Herr Bund'.;sministcr fü.r den Fall, dass Cl' das erwähnte 
Gesetz für nicht m:::hr anwgndbar hält, bereit, dafür zu sorgen, dass dem 
Nationalrat ehestens eine Regierungsvorlage, bctretfenddieAnpassung und 
Erncu:~.rung dos Bu:r~des~cs ctzcs über Volksbf.;gehrcn an die heutige Rr;cht slago, 
zur gt:schä.ftsordnungsmässigen Behandlung zugclcit2t wird? 

-' ...... ~ ... 
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